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Revisionspflicht bei Holding-Stiftungen 1

Manuel Walser 2

1.	Einleitung
Stiftungen unterstehen dann der Aufsicht der Stiftungs-
aufsichtsbehörde, wenn sie entweder einen gemeinnüt-
zigen Zweck verfolgen oder sich im Falle eines privatnüt-
zigen Zweckes durch eine Bestimmung in den Statuten 
freiwillig dieser Aufsicht unterstellen. 3 In beiden Fällen 
haben sie eine Revisionsstelle zu bestellen und sie un-
terliegen der Revisionspflicht. 4

In der Praxis stellt sich bei revisionspflichtigen Stif-
tungen regelmässig die Frage nach Art und Umfang der 
Revision. Ist die Revisionsgesellschaft in jenen Fällen, 
in denen die Stiftung Mehrheitsbeteiligungen an ande-
ren Gesellschaften hält, berechtigt bzw. verpflichtet, 
neben der Stiftung auch die Tochtergesellschaften zu re-
vidieren? Revisionsstellen verlangen vom Stiftungsrat in 
solchen Fällen bisweilen einen ordentlichen Revisions-
bericht der Tochtergesellschaft oder bei Nichtvorliegen 
eines solchen deren sämtliche Buchhaltungsunterlagen. 
Sie vertreten die Ansicht, dass im Sinne der Transparenz 
nicht nur die Stiftung, sondern auch die Geschäftsunter-
lagen der Tochtergesellschaften zu prüfen seien.

Im Folgenden wird einleitend die Revisionspflicht der 
Stiftungen im Allgemeinen dargestellt. Sodann wird der 
Frage nachgegangen, ob eine Prüfung des Revisionsbe-
richts bzw. der Gesellschaftsunterlagen von Tochterge-
sellschaften erforderlich ist, um die zweckkonforme Ver-
wendung und Verwaltung des Stiftungsvermögens sowie 
dessen Bestand zu beurteilen.

2.	Revisionspflicht im Stiftungsrecht

a)	Aufgaben der Revisionsstelle
Die Aufgaben der Revisionsstelle sind im Stiftungsrecht 
in Art 552 § 27 Abs 4 PGR festgehalten. Dieser lautet wie 
folgt: 

«Die Revisionsstelle ist als Organ der Stiftung verpflich-
tet, einmal jährlich zu überprüfen, ob das Stiftungsver-
mögen seinen Zwecken gemäss verwaltet und verwendet 
wird. Über das Ergebnis dieser Prüfung hat sie dem Stif-
tungsrat und der Stiftungsaufsichtsbehörde einen Bericht 
vorzulegen. Besteht kein Grund zur Beanstandung, so 

1	 Der gegenständliche Beitrag basiert auf zwei Aufsichtsverfahren, 
in denen der Verfasser eine gemeinnützige Stiftung (Verfahren 
zu 07 HG.2017.111) und eine freiwillig der Aufsicht unterstell-
te privatnützige Stiftung (Verfahren zu 07 HG.2017.71) vertreten 
hat. Nach deren Rechtsansicht waren ihre Revisionsstellen nicht 
berechtigt, die Abgabe eines positiven Revisionsstellenberichts 
davon abhängig zu machen, dass sie die Revisionsberichte und/
oder die Gesellschaftsunterlagen der Tochtergesellschaften einer 
eigenen Prüfung unterziehen. Das Verfahren zu 07 HG.2017.111 
wurde mit Beschluss vom 21.09.2017 (ON 7) für beendet erklärt, 
nachdem der Revisionsstellenbericht ohne Beanstandungen ein-
gereicht worden war. Das Verfahren zu 07 HG.2017.71 ist derzeit 
beim Landgericht hängig.

2	 Der Verfasser ist Rechtsanwalt bei der Walser Rechtsanwälte AG, 
Lettstrasse 37, Postfach 580, 9490 Vaduz. Kontakt: office@wal-
ser-law.li; www.walser-law.li. 

3	 Art 552 § 29 Abs 1 PGR.
4	 Art 552 § 27 Abs 1 PGR; BuA Nr. 13/2008, S. 102.

genügt eine Bestätigung, wonach eine Verwaltung und 
Verwendung des Stiftungsvermögens entsprechend dem 
Stiftungszweck und im Einklang mit den Bestimmungen 
des Gesetzes und der Stiftungsdokumente durchgeführt 
wurde. Stellt die Revisionsstelle bei Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben Tatsachen fest, die den Bestand der Stiftung 
gefährden, so hat sie auch hierüber zu berichten. Die 
Stiftungsaufsichtsbehörde kann von der Revisionsstelle 
Auskunft über alle ihr im Zuge der Prüfung bekanntge-
wordenen Tatsachen verlangen.» 

Primäre Aufgabe der Revisionsstelle ist somit die Über-
prüfung der zweckkonformen Stiftungsverwaltung und 
Vermögensverwendung durch den Stiftungsrat. Es soll 
sichergestellt werden, dass sich der Stiftungsrat im Rah-
men der Verwaltung und Verwendung des Stiftungs-
vermögens an den Stiftungszweck, das Gesetz und die 
Stiftungsdokumente hält und der Bestand der Stiftung 
nicht gefährdet wird. 5 Es handelt sich dabei um eine 
umfassende Rechtmässigkeitskontrolle der Stiftungsver-
waltung. 6 Sie geht über die blosse Prüfung des Rech-
nungswesens hinaus. 7

Die Tätigkeit der Revisionsstelle ist bei Stiftungen 
damit der Pflichtprüfung im Kapitalgesellschaftsrecht im 
Sinne von Art 195 PGR angenähert. 8 Der Gesetzgeber 
hat im Stiftungsrecht allerdings bewusst keine subsidiäre 
Verweisung auf die allgemeinen Vorschriften über die 
Revisionsstelle bei Verbandspersonen (Art 191a ff. PGR) 
vorgenommen, wie dies etwa in der Schweiz der Fall 
ist; 9 dies aufgrund der Besonderheiten der liechtensteini-
schen Stiftung und der (teilweisen) Unvereinbarkeit mit 
der aktienrechtlichen Grundausrichtung der allgemeinen 
Revisionsbestimmungen. 10 Die allgemeinen Vorschriften 
kommen daher nicht automatisch auch auf Stiftungen zur 
Anwendung. 11 Sie sind nur dort (analog) zu berücksich-
tigen, wo sie mit den Besonderheiten des Stiftungsrechts 
vereinbar sind. 12

5	 BuA Nr. 13/2008, S. 105.
6	 BuA Nr. 85/2008, S. 34.
7	 Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkommentar zum liechtensteini-

schen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 § 27 PGR Rz 15; vgl. 
noch zum alten Recht Bösch, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, 
Bregenz und Bendern 2004, S. 409.

8	 BuA Nr. 85/2008, S. 34.
9	 vgl. Art 83b Abs 3 ch-ZGB.
10	 BuA Nr. 13/2008, S. 104 f.; vgl. auch Bösch, Liechtensteinisches 

Stiftungsrecht, Bregenz und Bendern 2004, S. 406 ff.
11	 A.A. Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkommentar zum liechtenstei-

nischen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 § 27 PGR Rz 1, wonach 
bei Revisionsstellen von Stiftungen subsidiär die Art 191a ff. PGR 
anwendbar sind.

12	 So etwa für die Prüfung der Unabhängigkeit der Revisionsstelle, 
wo neben Art 552 § 27 Abs 2 PGR auch die allgemeinen Bestim-
mungen des Art 192 Abs 2 und 3 PGR anwendbar sind (Unge-
rank, Rechtsprechung zum liechtensteinischen Stiftungsrecht, in: 
Schurr (Hrsg.), 5 Jahre neues Stiftungsrecht – Unternehmensträ-
gerschaft, Haftung, Anerkennung und Philanthropie. Band des 
7. Liechtensteinischen Stiftungsrechtstages, S. 62 mit Hinweis auf 
LG 04.06.2014, 05 HG.2014.10-13).
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benbereich der Revisionsstelle im Sinne von Art 552 § 27 
Abs 4 PGR somit nicht erkennbar.

Per 1. Januar 2008 wurde Art 83b ch-ZGB angepasst. 20 
Neu ist der Tätigkeitsbereich der Revisionsstelle im 
schweizerischen Stiftungsrecht nicht mehr ausdrücklich 
geregelt, sondern es wird subsidiär auf die Vorschrif-
ten des Obligationenrechts über die Revisionsstelle bei 
Aktiengesellschaften verwiesen. 21 Gemäss der für das 
Aktienrecht geltenden Bestimmung von Art 728a ch-OR 
prüft die Revisionsstelle, ob die Jahresrechnung und ge-
gebenenfalls die Konzernrechnung sowie der Antrag des 
Verwaltungsrats an die Generalversammlung über die 
Verwendung des Bilanzgewinns den gesetzlichen Vor-
schriften und den Statuten entsprechen (Abs 1). Die Ge-
schäftsführung ist nicht Gegenstand der Prüfung durch 
die Revisionsstelle (Abs 3). Auch diese Bestimmung ent-
spricht nicht der im liechtensteinischen Stiftungsrecht 
vorgesehenen Regelung.

Im alten Stiftungsrecht war in Art 567 Abs 1 alt-PGR 
und Art 564 Abs 3 alt-PGR vorgesehen, dass nicht die 
Revisionsstelle, dafür aber im Rahmen der staatlichen 
Aufsicht das Gericht für eine zweckmässige Verwaltung 
und Verwendung des Stiftungsvermögens zu sorgen hat. 
Diese Regelung entsprach gemäss Rechtsprechung dem 
nach wie vor geltenden Art 84 Abs 2 ch-ZGB, wonach die 
Aufsichtsbehörde dafür zu sorgen hat, dass das Stiftungs-
vermögen seinen Zwecken gemäss verwendet wird. 22 
Nach der hierzu ergangenen schweizerischen Rechtspre-
chung und Lehre steht bei dieser Aufsicht sowohl die 
Anlage als auch die Verwendung des Stiftungsvermögens 
bzw. die damit einhergehende Zweckgefährdung oder 
-entfremdung im Vordergrund. 23 Abgesehen vom ab-
weichenden Normadressat (Gericht statt Revisionsstelle) 
entspricht diese Regelung damit Art 552 § 27 Abs 4 PGR.

In Österreich wird die Aufgabe der Revisionsstelle 
vom sog. «Stiftungsprüfer» wahrgenommen. Gemäss 
§ 21 ö-PSG hat der Stiftungsprüfer den Jahresabschluss 
einschliesslich der Buchführung und den Lagebericht 
zu prüfen. Hinsichtlich Gegenstand und Umfang der 
Prüfung gilt die für Kapitalgesellschaften anwendbare 
Bestimmung von § 269 Abs 1 ö-UGB sinngemäss. Die 
Prüfung beschränkt sich in Österreich vorwiegend auf 
das Rechnungswesen der Stiftung, insbesondere auf die 
Vereinbarkeit des Jahresabschlusses mit den gesetzlichen 
Vorschriften und den Stiftungsstatuten. 24 Liechtenstein 
sieht für Revisionsstellen von Stiftungen eine davon ab-
weichende Regelung vor.

Im Ergebnis entspricht die Bestimmung von Art 552 
§ 27 Abs 4 PGR somit Art 84 Abs 2 ch-ZGB. Dass sich der 
liechtensteinische Gesetzgeber bei der Schaffung dieser 
Bestimmung explizit an der schweizerischen Regelung 
orientiert hätte, ergibt sich aus den Gesetzesmaterialien 
jedoch nicht. 

20	 Ch-BBl 2003 8153, S. 8191.
21	 Art 83b Abs 3 ch-ZGB.
22	OGH 04.11.2004, LES 2005, 410.
23	 BGer 17.12.1986, BGE 112 II 471, E. 2; BSK ZGB I-Grüninger, 

Art 84 ch-ZGB Rz 9.
24	 Vgl. § 269 Abs 1 ö-UGB.

b)	Stellung der Revisionsstelle
Die Revisionsstelle nimmt durch ihre Aufgaben einen we-
sentlichen Teil der Stiftungsaufsicht wahr. 13 Dabei ist sie 
allerdings als Organ der Stiftung anzusehen und nicht als 
Organ der öffentlichen Hand; 14 sie übernimmt also nicht 
die Aufgaben der Stiftungsaufsichtsbehörde, sondern ist als 
stiftungsinternes Kontrollorgan tätig. Die Revisionsstelle 
zählt zu den Stiftungsbeteiligten im Sinne von Art 552 § 3  
Ziff. 6 PGR und ihr kommen daher weitere gesetzliche 
Aufgaben und Befugnisse zu.

c)	Sinn und Zweck der Revisionspflicht
Bei Stiftungen sind keine Mitglieder vorhanden, welche 
die Einhaltung des Stiftungszwecks oder der Gesetze 
durch die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten kontrol-
lieren; es besteht hier folglich ein Kontrolldefizit. 15 Als 
Ausgleich dazu kommen den Beteiligten, insbesondere 
den Begünstigten, gesetzliche Informations- und An-
tragsrechte zu. Durch die Bestellung einer Revisionsstelle 
wird dem Stiftungsrat ein internes Kontrollorgan zur Seite 
gestellt. 16 Die Revisionsstelle ist damit Bestandteil der 
internen Foundation Governance. 17 Dadurch werden 
einerseits die Kontrollrechte der Begünstigten professi-
onalisiert und andererseits die Informationsübermittlung 
an die Aufsichtsbehörde institutionalisiert. 

Die Revisionsstelle wacht demnach als stiftungsin-
terne Kontrollinstanz neben dem Stiftungsrat über die 
Sicherung des Stiftungszwecks, die Funktionstüchtigkeit 
der Stiftung und die Einhaltung des Gesetzes. 18

d)	Rezeptionsgrundlage des 
Art 552 § 27 Abs 4 PGR

Das Institut der Revisionsstelle als stiftungsinternes Kon-
trollsystem folgt im Grundsatz dem schweizerischen 
Modell von Art 83a ch-ZGB (in der Fassung bis 31. De-
zember 2007), dies insbesondere hinsichtlich der Unab-
hängigkeit der Revisionsstelle (Abs 2) und der Befreiung 
von der Revisionspflicht (Abs 5). 19 

Die Aufgaben der Revisionsstelle waren in der 
Schweiz seinerzeit in Art 83b ch-ZGB (in der Fassung 
bis 31. Dezember 2007) geregelt. Demzufolge hatte die 
Revisionsstelle jährlich die Rechnungsführung und die 
Vermögenslage der Stiftung zu prüfen und einen Bericht 
zuhanden des obersten Stiftungsorgans zu erstellen. In-
sofern enthält Art 552 § 27 Abs 4 PGR eine darüber hi-
nausgehende Regelung über den Aufgabenbereich der 
Revisionsstelle, indem die Revisionsstelle nicht bloss die 
Rechnungslegung, sondern insbesondere auch die Mit-
telverwendung und Verwaltung der Stiftung überprüft. 
Eine Rezeption von Art 83b ch-ZGB ist für den Aufga-

13	 Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 381.
14	 BuA Nr. 13/2008, S. 106; Bösch, Liechtensteinisches Stiftungs-

recht, Bregenz und Bendern 2004, S. 410.
15	Arnold, Privatstiftungsgesetz Kommentar, 3. Aufl., Wien 2013, 

§ 20 ö-PSG Rz 1.
16	Arnold, Privatstiftungsgesetz Kommentar, 3. Aufl., Wien 2013, 

§ 20 ö-PSG Rz 1.
17	 Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 377.
18	 Vgl. BSK ZGB I-Grüninger, Art 84 ch-ZGB Rz 1.
19	 BuA Nr. 13/2008, S. 104; Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkommen-

tar zum liechtensteinischen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 
§ 27 PGR Rz 1.
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Zweck seiner eigenen Verwaltung, ist unzulässig. 31 Das 
Stiftungsvermögen muss demnach für die Erfüllung des 
gemeinnützigen oder privatnützigen Zwecks der Stiftung 
verwendet und in diesem Sinne ausgeschüttet werden. 
Der Stiftungszweck ergibt sich somit durch die Bezeich-
nung der konkreten oder nach objektiven Merkmalen 
individualisierbaren Zuwendungsempfänger. Dies sind 
die Begünstigten oder der Begünstigtenkreis der Stiftung, 
die sich aus den Statuten oder Beistatuten ergeben. 32 Mit 
anderen Worten bedingt der Stiftungszweck die Verwen-
dung des Stiftungsvermögens zugunsten der in den Sta-
tuten oder Beistatuten bezeichneten Begünstigten der 
Stiftung. 33

Dem Stiftungsrat kommt beim Einsatz der Mittel und 
den tatsächlichen Ausschüttungen an die Begünstigten 
in der Regel ein Ermessen zu. Die Revisionsstelle hat im 
Rahmen der Mittelverwendungskontrolle zu prüfen, ob 
der Stiftungsrat von dem ihm eingeräumten Ermessen auf 
Zuwendungen an Begünstigte pflichtgemäss Gebrauch 
gemacht hat. 34

c)	Überprüfbarkeit der Mittelverwendung
Auch wenn die Vermögensverwendung in das freie Er-
messen des Stiftungsrats gestellt ist, bedeutet dies nicht 
eine Entscheidung nach freiem Belieben. Der Stiftungs-
rat hat sein Ermessen ordnungsgemäss auszuüben, sich 
dabei an die gesetzlichen und statutarischen Vorgaben 
zu halten und den sich im Stiftungszweck widerspiegeln-
den Stifterwillen zu beachten. 35 Insofern ist die Ermes-
sensausübung des Stiftungsrats durch die Revisionsstelle 
überprüfbar. 36

Der Stiftungsrat hat über die Verwendung des Stif-
tungsvermögens unter Berücksichtigung der Grundsätze 
einer ordentlichen Buchführung angemessene Aufzeich-
nungen zu führen und Belege aufzubewahren, aus 
denen der Geschäftsverlauf und die Entwicklung des 
Stiftungsvermögens nachvollzogen werden können. 37 
Hierzu gehören insbesondere Aufzeichnungen über Aus-
schüttungen an Begünstigte. 38 Zudem hat er ein Vermö-
gensverzeichnis zu führen, aus dem der Stand und die 
Anlage des Stiftungsvermögens ersichtlich ist. 39 Über die 
Verwendung des Stiftungsvermögens hat der Stiftungsrat 
jeweils Beschlüsse zu fassen. 40 

Die Revisionsstelle kann somit die Aufzeichnungen 
des Stiftungsrats, das Vermögensverzeichnis und die Stif-
tungsratsbeschlüsse auf ihre Vereinbarkeit mit dem Ge-
setz, den Statuten und dem Stiftungszweck überprüfen. 41

31	 Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 46.
32	 Art 552 § 16 Abs 1 Ziff. 4 PGR.
33	 Vgl. Gasser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Vaduz und Bre-

genz 2013, Art 552 § 2 PGR Rz 26 ff. m.w.N.
34	Bösch, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Bregenz und Bendern 

2004, S. 410.
35	 Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 301 ff.
36	Bösch, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Bregenz und Bendern 

2004, S. 409.
37	 Art 552 § 26 PGR.
38	 BuA Nr. 13/2008, S. 102.
39	 Art 552 § 26 zweiter Satz PGR.
40	 Vgl. Jakob, Die liechtensteinische Stiftung, Zürich 2009, Rz 318.
41	Bösch, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Bregenz und Bendern 

2004, S. 409.

e)	Methode und Auslegung
Das Gesetz definiert nicht, was unter den Begriffen «Ver-
wendung» oder «Verwaltung» des Stiftungsvermögens 
zu verstehen ist. Der Inhalt von Art 552 § 27 Abs 4 PGR 
ist damit durch Auslegung zu ermitteln. Gemäss Recht-
sprechung ist der Begriff einer bestimmungsgemässen 
Verwaltung und Verwendung des Stiftungsvermögens 
(gemäss Art 564 Abs 3 alt-PGR) weit auszulegen. 25 Der 
Umfang der Revision wird durch den Sinn und Zweck der 
Revisionspflicht beschränkt. 26 Inhaltlich lassen sich diese 
Begriffe aus dem Handlungsspielraum des Stiftungsrats 
ableiten, den ihm der Stiftungszweck, das Gesetz und die 
Stiftungsdokumente für die Verwendung und Verwaltung 
des Stiftungsvermögens vorgeben. Gleichzeitig wird im 
Folgenden (rezeptionsgetreu) auf die Rechtsprechung 
und Lehre in der Schweiz und (rechtsvergleichend) auf 
die Rechtslage in Österreich Bezug genommen.

3.	Verwendung des Stiftungsvermögens

a)	Begriff
Eine «Verwendung» des Stiftungsvermögens liegt immer 
dann vor, wenn dasselbe (oder Teile davon) aus dem 
Verfügungsbereich der Stiftung ausscheidet, die Stiftung 
somit ein Vermögensopfer erbringt. Das Vermögen wird 
aufgewendet, gebraucht bzw. verbraucht. Bleibt das 
Vermögen im Wirtschaftskreislauf der Stiftung erhalten, 
indem die Stiftung weiterhin darauf Zugriff hat (z. B. An-
lagen, Beteiligungen etc.) oder sie gleichzeitig mit dem 
Vermögensausgang eine Forderung erwirbt (z. B. Bank-
guthaben, Darlehen etc.), liegt keine Mittelverwendung 
vor, sondern eine Art der Verwaltung des Stiftungsver-
mögens. 27 

Ein Bestandteil der Mittelverwendung ist die Bestrei-
tung der ordentlichen Verwaltungskosten der Stiftung 
(z. B. Stiftungsratshonorare, Steuern, Auslagen etc.). Da 
es sich hierbei um im Zuge der Verwaltung entstehende 
Kosten handelt, werden diese im Folgenden nicht sepa-
rat berücksichtigt.

b)	Vorgaben durch Stiftungszweck, Gesetz und 
Statuten

Der Stiftungsrat hat das Stiftungsvermögen zur Erfüllung 
des Stiftungszwecks zu verwenden. 28 Mit der Festlegung 
des Stiftungszwecks bestimmt der Stifter die Leitlinien, 
wozu und auf welche Art und Weise der Stiftungsrat das 
Stiftungsvermögen einsetzen soll. 29 So gibt auch Art 552 
§ 27 Abs 4 PGR vor, dass das Stiftungsvermögen seinen 
Zwecken gemäss zu verwenden ist; dies ist von der Re-
visionsstelle zu prüfen.

Der Stiftungszweck ist in den Statuten festzulegen. 
Er muss stets nach aussen gerichtet sein. 30 Eine Selbst-
zweckstiftung, also das Halten des Vermögens zum 

25	OGH 04.11.2004, LES 2005, 410.
26	 RIS-Justiz RS0130434.
27	 S. dazu nachfolgend Ziff. 4.
28	 Art 552 § 24 Abs 1 PGR.
29	OGH 06.03.2008, LES 2008, 279.
30	 Art 552 § 1 Abs 1 PGR.
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gen an Begünstigte der Stiftung durch die Stiftung. Diese 
Zuwendungen sind im Stiftungsakt dokumentiert und 
sind somit von der Revisionsstelle aus den Stiftungsun-
terlagen heraus überprüfbar. Dies unabhängig davon, ob 
diese Zuwendungen aus dem Stammvermögen der Stif-
tung oder aus direkten Dividendenzahlungen der Toch-
tergesellschaften geleistet werden. Die gewöhnlichen 
Ausgaben bei den Tochtergesellschaften werden hinge-
gen nicht über die Stiftung abgewickelt, sondern stel-
len einen Verwaltungsaufwand der Tochtergesellschaft 
dar. Es handelt sich dabei um keine Ausschüttungen an 
Begünstigte und damit um keine Mittelverwendung der 
Stiftung im Sinne von Art 552 § 27 Abs 4 PGR, welche 
durch die Revisionsstelle überprüfbar wäre. Für ihren 
Verwaltungsaufwand sind die Organe der Tochtergesell-
schaft verantwortlich und rechenschaftspflichtig.

4.	Verwaltung des Stiftungsvermögens

a)	Begriff
Eine «Verwaltung» des Stiftungsvermögens liegt immer 
dann vor, wenn dasselbe im Verfügungsbereich der Stif-
tung verbleibt und damit erhalten wird. Das Vermögen 
wird betreut, in Ordnung gehalten, kontrolliert bzw. ge-
leitet. Verwaltung des Vermögens bedeutet somit Mittel-
bewirtschaftung. 48 Sie umfasst auch die Organisation der 
Stiftung. 49

b)	Vorgaben durch Stiftungszweck, Gesetz und 
Statuten

Der Stiftungsrat hat das Stiftungsvermögen unter Beach-
tung des Stifterwillens entsprechend dem Stiftungszweck 
nach den Grundsätzen einer guten Geschäftsführung zu 
verwalten. 50 Bei seinen Entscheidungen muss er sich 
an den Kriterien einer sorgfältigen Geschäftsführung im 
Sinne der Business Judgement Rule 51 orientieren. 52 Er hat 
sich bei seinen unternehmerischen Entscheidungen nicht 
von sachfremden Interessen leiten zu lassen und er hat 
auf Grundlage angemessener Informationen zum Wohle 
der Stiftung zu handeln. Bei der Vermögensverwaltung 
hat der Stiftungsrat die Grundsätze der Sicherheit, Ren-
tabilität, Liquidität, Risikoverteilung, Substanzerhaltung 
und der Verhältnismässigkeit zu beachten, sodass dem 
Stiftungszweck dauernd Nachachtung verschafft werden 
kann. 53 

Auch die Stiftungsstatuten weisen dem Stiftungsrat 
in der Regel die Geschäftsführung und Vertretung der 
Stiftung zu. Im Rahmen der Vermögensverwaltung kann 
er das Stiftungsvermögen in Wertpapiere, Beteiligungen, 
Rechte, Liegenschaften und andere Vermögenswerte 
anlegen. Die Stiftung kann alle Rechtsgeschäfte tätigen, 

48	 BSK ZGB I-Grüninger, Art 83 ch-ZGB Rz 10 und 13.
49	 BGer 17.12.1986, BGE 112 II 471, E. 2.
50	 Art 552 § 25 Abs 1 PGR.
51	 Art 182 Abs 2 PGR.
52	Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkommentar zum liechtensteini-

schen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 § 25 PGR Rz 4.
53	 BGer 30.01.1998, BGE 124 III 97, E. 2.a m.w.N.; Gasser, Liechten-

steinisches Stiftungsrecht, Vaduz und Bregenz 2013, Art 552 § 25 
PGR Rz 1.

d)	Zwischenergebnis
Im Rahmen der Mittelverwendungskontrolle hat die Re-
visionsstelle demnach (nur) zu prüfen, ob die vom Stif-
tungsrat getätigten Ausgaben und Zuwendungen in ihrer 
Art und Höhe den Statuten und dem Gesetz entsprechen 
und die Zuwendungsempfänger Begünstigte der Stiftung 
sind. 42 Sie prüft hierzu das Rechnungswesen der Stiftung 
und die Beschlüsse des Stiftungsrats.

e)	Exkurs: Auszahlungen der Tochtergesellschaften
In der Praxis stellt sich bisweilen die Frage, ob die Revi-
sionsstelle im Rahmen der Mittelverwendungskontrolle 
auf Stiftungsebene auch die Auszahlungen der Tochter-
gesellschaften zu prüfen hat. Hier ist zu differenzieren. 

Sofern es sich bei den Ausgaben der Tochtergesell-
schaften um Dividendenzahlungen handelt, werden 
solche Zahlungen von der Generalversammlung bzw. 
dem obersten Organ der Gesellschaft beschlossen. Die 
Stiftung hat bei ihren Tochtergesellschaften als Aktionä-
rin zwar ein Stimmrecht. 43 Die Entscheidungskompetenz 
und Beschlussfassung über Dividendenausschüttungen 
liegen aber in jedem Fall in der ausschliesslichen Kom-
petenz der Tochtergesellschaft. 44 Sobald die Dividenden 
zugunsten der Stiftung ausbezahlt werden, sind sie im 
Vermögensverzeichnis der Stiftung als Vermögensein-
gang zu deklarieren. Sollten diese Dividendenzahlungen 
an die Begünstigten der Stiftung weitergeleitet werden, 
bedarf es hierfür eines separaten Beschlusses des Stif-
tungsrats. Das Vermögensverzeichnis und die Ausschüt-
tungsbeschlüsse sind Bestandteil des Stiftungsaktes und 
unterliegen als Massnahme der Mittelverwendung der 
Kontrolle der Revisionsstelle. 45

Sofern es sich bei den Ausgaben der Tochtergesell-
schaften um anderweitige Ausgaben handelt, handelt 
es sich um Kosten der ordentlichen Geschäftsführung, 
die in die Kompetenz des Verwaltungsrats fällt. 46 Sie un-
terliegt ganz generell nicht der Kontrolle der Revisions-
stelle. 47 Die Geschäftsführung einer Gesellschaft bedarf 
keiner Involvierung der Generalversammlung und die 
Stiftung ist insofern als Aktionärin nicht eingebunden. Es 
handelt sich somit aus Sicht der Stiftung bei solchen Aus-
gaben der Tochtergesellschaften um keine Zuwendung 
an Begünstigte und damit um keine Mittelverwendung 
der Stiftung im Sinne von Art 552 § 27 Abs 4 PGR.

f)	 Fazit
Für die Bestätigung der zweckkonformen Verwendung 
des Stiftungsvermögens ist eine Prüfung des Revisions-
berichts bzw. der Gesellschaftsunterlagen der Tochterge-
sellschaften nicht erforderlich. Unter «Verwendung» des 
Stiftungsvermögens fallen – abgesehen von den ordent-
lichen Verwaltungskosten – ausschliesslich Ausschüttun-

42	Arnold, Privatstiftungsgesetz Kommentar, 3. Aufl., Wien 2013, 
§ 21 ö-PSG Rz 4.

43	 S. dazu nachfolgend Ziff. 4 lit. d.
44	 StGH 04.02.2013, StGH 2013/108, E. 2.2, LES 2014, 85.
45	 S. dazu vorne Ziff. 3 lit. c.
46	 Vgl. Art 181 PGR.
47	OGH 04.11.2004, LES 2005, 410; Bösch, Liechtensteinisches Stif-

tungsrecht, Bregenz und Bendern 2004, S. 410 Anm. 611; vgl. 
Art 728a Abs 3 ch-OR.
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Entscheidungen die Business Judgement Rule zu beach-
ten. Demnach hat der Stiftungsrat angemessene Informa-
tionen einzuholen, um seine Verwaltungsentscheidun-
gen zum Wohle der Stiftung treffen zu können. 58 Ferner 
hat der Stiftungsrat seine Entscheidungen in einem Be-
schluss festzuhalten. Diese Beschlussfassung ist als Er-
messensausübung durch die Revisionsstelle überprüfbar. 

e)	Fazit
Für die Bestätigung der zweckkonformen Verwaltung 
des Stiftungsvermögens ist eine Prüfung der Revisions-
berichte bzw. der Gesellschaftsunterlagen der Tochter-
gesellschaften nicht erforderlich. Unter «Verwaltung» des 
Stiftungsvermögens fallen die Massnahmen des Stiftungs-
rats zur Mittelbewirtschaftung. Diese Massnahmen finden 
auf der Ebene der Stiftung statt; sie sind im Stiftungsakt 
durch Aufzeichnungen und Belege entsprechend do-
kumentiert und durch die Revisionsstelle überprüfbar. 
Dies gilt insbesondere für die Ausübung von Beteili-
gungsrechten an Tochtergesellschaften; ihnen liegen Be-
schlüsse des Stiftungsrats zugrunde. Die Einsichtnahme 
in den Stiftungsakt ist für die Beurteilung der Verwaltung 
des Stiftungsvermögens demnach ausreichend.

5.	Bestand des Stiftungsvermögens

a)	Allgemeines
Gemäss Art 552 § 27 Abs 4 PGR hat die Revisionsstelle 
zudem zu prüfen, ob der Bestand der Stiftung gefähr-
det ist. In diesem Zusammenhang ist zu beurteilen, ob 
die Vermögens- und Schuldposten in den Vermögen-
saufzeichnungen der Stiftung nach Art, Menge und Wert 
vollständig und richtig erfasst sind. 59 Diese Überprüfung 
der Revisionsstelle dient der Feststellung drohender In-
solvenzgefahr und damit der Insolvenzprophylaxe. 60 Der 
Stiftungsrat ist, ebenso wie der Verwaltungsrat einer Ka-
pitalgesellschaft, verpflichtet, die Eröffnung des Konkur-
ses einzuleiten, wenn die Forderungen der Gläubiger 
der Stiftung nicht mehr durch die Aktiven gedeckt sind. 61

b)	Pflicht des Stiftungsrats
Für die Verwaltung und Verwendung des Stiftungsver-
mögens ist der Stiftungsrat zuständig. 62 Ganz generell 
obliegt dem Stiftungsrat das Rechnungswesen. 63 Diese 
Kernpflicht ergibt sich bereits aus den allgemeinen 
Grundsätzen einer ordnungsgemässen Verwaltung und 
sorgfältigen Geschäftsführung im Sinne von Art 182 
PGR. 64 

Den Stiftungsrat trifft die Pflicht, im Rahmen des 
Rechnungswesens die Grundsätze einer ordentlichen 
Buchführung zu beachten und entsprechende Aufzeich-
nungen zu führen, aus denen der Geschäftsverlauf, die 

58	 Art 182 Abs 2 PGR.
59	Arnold, Privatstiftungsgesetz Kommentar, 3.  Aufl., Wien 2013, 

§ 21 ö-PSG Rz 4.
60	 BuA Nr. 13/2008, S. 105; BuA Nr. 85/2008, S. 34.
61	 Art 209 PGR; OGH 10.01.2001, LES 2001, 41.
62	Gasser, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Vaduz und Bregenz 

2013, Art 552 § 27 PGR Rz 9.
63	 Art 552 § 26 PGR.
64	OGH 04.05.2005, LES 2006, 191.

die der Verfolgung und Verwirklichung ihres Zweckes 
dienen. Das Halten von Beteiligungen an Tochtergesell-
schaften ist somit als Form der Vermögensverwaltung 
sowohl durch das Gesetz als auch durch die Statuten 
abgedeckt.

c)	Überprüfbarkeit der Vermögensverwaltung
Der Stiftungsrat ist auch im Rahmen der Verwaltung des 
Stiftungsvermögens verpflichtet, formelle Stiftungsrats-
beschlüsse zu fassen und entsprechende Aufzeichnun-
gen, Belege und Vermögensverzeichnisse zu führen. 54 
Die Intensität der Buchführung ist flexibel ausgestaltet 
und hat sich im Einzelfall an der Höhe der verwalteten 
Vermögenswerte oder der Komplexität der Vermögens-
diversifikation zu orientieren. 55

Die Revisionsstelle überprüft die zweckkonforme Ver-
waltung des Stiftungsvermögens durch Einsichtnahme 
in die Stiftungsunterlagen. Mit der Überprüfung der Stif-
tungsratsbeschlüsse, Beistatuten, Änderungen der Stif-
tungsurkunde, Auflösungsbeschlüsse oder generell der 
Ermessensentscheidungen des Stiftungsrats wird aus-
reichend Gewähr für eine dem Stiftungszweck entspre-
chende Verwaltung des Stiftungsvermögens geboten. 56 

Es genügt für die Überprüfung der Verwaltung des 
Stiftungsvermögens demnach, dass die Revisionsstelle 
Einsicht in die Unterlagen des Stiftungsaktes nimmt, 
zumal die Massnahmen zur Vermögensverwaltung stets 
vom Stiftungsrat auf der Ebene der Stiftung gesetzt wer-
den.

d)	Mittelbewirtschaftung bei Beteiligungen
Im Rahmen der Vermögensverwaltung stellt sich biswei-
len auch die Frage nach der Mittelbewirtschaftung bei 
Beteiligungen, insbesondere durch die Ausübung von 
Beteiligungsrechten. 

Die Stiftung ist bei der Verwaltung ihrer Beteiligun-
gen auf die Ausübung ihrer Beteiligtenrechte beschränkt. 
Bei Kapitalgesellschaften sind dies typischerweise etwa 
das Recht auf Teilnahme an der Generalversammlung, 
das Stimmrecht und Traktandierungsrecht, das Recht auf 
Erhalt einer Dividende oder Anteils am Liquidationser-
lös, das Anfechtungsrecht, das Einsichts- und Auskunfts-
recht, das Recht auf Sonderprüfung, das Recht auf Ver-
antwortlichkeitsklagen oder das Recht auf Auflösung der 
Gesellschaft aus wichtigen Gründen. 57 Hingegen fallen 
Angelegenheiten der ordentlichen Geschäftsführung der 
Tochtergesellschaften in die Kompetenz ihrer Verwal-
tungsräte. Die Stiftung ist als Beteiligte weder berechtigt 
noch verpflichtet, unmittelbar in die Geschäftsführung 
der Tochtergesellschaften einzugreifen.

Bei der Ausübung von Beteiligtenrechten, etwa der 
Stimmabgabe in einer Generalversammlung, handelt es 
sich um eine unternehmerische Entscheidung des Akti-
onärs. Die Stiftung hat bei solchen unternehmerischen 

54	 Art 552 § 26 PGR; s. dazu vorne Ziff. 3 lit. c.
55	Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkommentar zum liechtensteini-

schen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 § 26 PGR Rz 3.
56	Bösch, Liechtensteinisches Stiftungsrecht, Bregenz und Bendern 

2004, S. 409 f.
57	Meier-Hayoz/Forstmoser, Schweizerisches Gesellschaftsrecht, 9. 

Aufl., Bern 2004, § 16 Rz 120 ff.
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erfassen. 74 In der Regel wird der Stiftungsrat die Betei-
ligung zu den Anschaffungskosten bewerten und allfäl-
lige Wertsteigerungen den nicht realisierten Gewinnen 
oder stillen Reserven zuweisen. 75 Bisweilen wird der Stif-
tungsrat auch den Ertrags- und Substanzwert der Toch-
tergesellschaften berücksichtigten. In jedem Fall wird er 
sicherstellen, dass er bei der Festsetzung des Wertes die 
tatsächliche wirtschaftliche Lage der Tochtergesellschaf-
ten erfasst. 76

Zur Wertermittlung der Beteiligung hat der Stiftungsrat 
angemessene Aufzeichnungen zu führen. 77 Hierfür kann 
er von den Tochtergesellschaften (in Ausübung seiner 
Beteiligungsrechte) geeignete Informationen anfordern, 
wie etwa Bilanzen und Erfolgsrechnungen. Stammen 
diese von einem anerkannten Wirtschaftsprüfer, kann sich 
der Stiftungsrat auf die Plausibilität der Daten verlassen. 
Dies, zumal solche Wirtschaftsprüfer einer gleichwerti-
gen Qualifikationszulassung und öffentlichen Aufsicht 
unterstehen wie die einheimischen Wirtschaftsprüfer und 
diese einheitliche Regeln bzw. internationale Standards 
anwenden. 78 Insofern ist von einer gleichwertigen (aus-
ländischen) Prüfung auszugehen, die von einer Nachprü-
fungspflicht entbindet. 79 Damit erfüllt der Stiftungsrat die 
Pflicht zur Setzung angemessener Kontrollmassnahmen 
betreffend die Werthaltigkeit der Tochtergesellschaften. 80 
Letztlich sind die jeweiligen Verwaltungsräte der Toch-
tergesellschaften und ihre Wirtschaftsprüfer für die Rich-
tigkeit der in ihrer Jahresrechnung enthaltenen Daten 
eigenverantwortlich und haftbar.

e)	Pflicht zum Konzernabschluss?
In Österreich wird in der Rechtsprechung und Lehre die 
Auffassung vertreten, dass eine Privatstiftung bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 244 ö-UGB zur Auf-
stellung eines Konzernabschlusses und eines Konzern-
lageberichts verpflichtet sei. Dies ergebe sich aus der 
Verweisung des § 18 ö-PSG auf die §§ 244 bis 267 ö-UGB. 
Der Stiftungsprüfer sei in solchen Fällen auch zur Prü-
fung des Konzernabschlusses verpflichtet, wobei er auch 
die Einzelabschlüsse der Tochtergesellschaften zu über-
prüfen habe. 81

Innerhalb der Europäischen Union und des Europäi-
schen Wirtschaftsraums gilt für die Abschlussprüfung von 
Jahresabschlüssen das sog. Herkunftsstaatsprinzip: Es 
kommt das Recht jenes Mitgliedstaates zur Anwendung, 

74	 Vgl. Art 1066 PGR.
75	 Vgl. Art 1084 ff. PGR.
76	OGH 10.01.2001, LES 2001, 41.
77	 StGH 07.04.2014, StGH 2013/143, E. 3.4, GE 2014, 428.
78	 Vgl. Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Mai 2006 über Abschlussprüfungen von Jahres-
abschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der 
Richtlinie 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates und zur Auf-
hebung der Richtlinie 84/253/EWG des Rates, ABl. L 157 vom 9. 
Juni 2006, S. 87, in das EWRA übernommen mit Beschlusses Nr. 
160/2006 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses vom 8. Dezember 
2006, LGBl 2009 Nr. 19; Art 10a Abs 1 WPRG; Art 3 QSPV.

79	 Vgl. Arnold, Privatstiftungsgesetz Kommentar, 3. Aufl., Wien 
2013, § 18 ö-PSG Rz 12 f., § 21 ö-PSG Rz 8.

80	 StGH 07.04.2014, StGH 2013/143, E. 3.4, GE 2014, 428.
81	Arnold, Privatstiftungsgesetz Kommentar, 3. Aufl., Wien 2013, 

§ 18 ö-PSG Rz 12 f., § 21 ö-PSG Rz 8 jeweils m.w.N.

Entwicklung und der Stand des Stiftungsvermögens für 
einen sachverständigen Dritten nachvollziehbar ist. 65 Mit 
anderen Worten ist der Stiftungsrat für die Richtigkeit 
und Nachvollziehbarkeit des Rechnungswesens verant-
wortlich. 66

Agiert eine Stiftung als Holdingstiftung, so ist sie ge-
mäss Rechtsprechung des Staatsgerichtshofes für eine 
ordnungsgemässe Verwaltung des Stiftungsvermögens 
nicht verpflichtet, laufende Informationen über die wirt-
schaftliche Tätigkeit der Tochtergesellschaften einzuho-
len und schriftlich zu den Akten zu nehmen. 67 Der Stif-
tungsrat kann unter Beachtung der gesamten Umstände 
im Einzelfall entscheiden, welche Kontrollmassnahmen 
er für angemessen erachtet und welche Informationen 
er einholt, um den Bestand des Stiftungsvermögens si-
cherzustellen bzw. zu bewerten. 68 Insofern handelt es 
sich um den Autonomiebereich der Stiftungsverwaltung; 
die Revisionsstelle ist nicht berechtigt, in diesen einzu-
greifen. 69 

c) 	Überprüfung durch die Revisionsstelle
Demgegenüber ist es nur (aber immerhin) die Aufgabe 
der Revisionsstelle, Missstände im Bereich der Buchfüh-
rung zu erfassen. 70 Die Revisionsstelle führt die Stiftungs-
verwaltung und Mittelverwendung nicht selber, sondern 
überprüft und beurteilt lediglich die Aufzeichnungen 
des Stiftungsrats auf ihre Ordnungsmässigkeit, Richtig-
keit und Zuverlässigkeit hin. 71 Es handelt sich bei der 
Revision somit um eine reine Rechtmässigkeitskontrolle 
der vorhandenen Aufzeichnungen, die im Rahmen der 
Bestandsprüfung auf eine Gefährdung des Stiftungsver-
mögens beschränkt ist. 72

Die Revisionsstelle überprüft den Bestand des Stif-
tungsvermögens und kann dazu Einsicht in das Vermö-
gensverzeichnis, die Aufzeichnungen und Belege der 
Stiftung nehmen. Zudem kann sie den Stiftungsrat auch 
um Auskunft zu einzelnen bestimmten Gegenständen 
anhalten. 73 

d)	Bewertung von Beteiligungen
Bestehen die hauptsächlichen Vermögenswerte der Stif-
tung in Beteiligungen an Tochtergesellschaften, so ist 
es nach den Grundsätzen einer ordentlichen Buchfüh-
rung angemessen, diese Beteiligungen zu einem den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Wert («true 
and fair view») im Vermögensverzeichnis der Stiftung zu 

65	Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkommentar zum liechtensteini-
schen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 § 26 PGR Rz 3.

66	OGH 10.01.2001, LES 2001, 41.
67	 StGH 07.04.2014, StGH 2013/143, E. 3.4, GE 2014, 428; StGH 

04.02.2013, StGH 2013/108, E. 2.2, LES 2014, 85; StGH 30.10.2012, 
StGH 2012/35, E. 5.2, GE 2014, 328.

68	 StGH 07.04.2014, StGH 2013/143, E. 3.4, GE 2014, 428.
69	 Vgl. OGH 04.11.2004, LES 2005, 410. Für die Schweiz: BGer 

17.12.1986, BGE 112 II 471, E. 3.b.
70	Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkommentar zum liechtensteini-

schen Stiftungsrecht, Basel 2009, Art 552 § 27 PGR Rz 19.
71	OGH 10.01.2001, LES 2001, 41; Gasser, Liechtensteinisches Stif-

tungsrecht, Vaduz und Bregenz 2013, Art 552 § 27 PGR Rz 9.
72	 Vgl. OGH 04.11.2004, LES 2005, 410.
73	 Vgl. Art 195 Abs 3 PGR.
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Jahresrechnung der Tochtergesellschaften, insbesondere 
dann, wenn die Jahresrechnungen von einem anerkann-
ten Wirtschaftsprüfer erstellt wurden. 

Eine Pflicht zum Konzernabschluss besteht für 
liechtensteinische Stiftungen nicht. Somit hat die Revi-
sionsstelle weder das Recht noch die Pflicht, die Ein-
zelabschlüsse der Tochtergesellschaften oder die ihnen 
zugrundeliegenden Gesellschaftsunterlagen einer eige-
nen Revision zu unterziehen.

6.	Sonderfragen

a)	Muss eine Tochtergesellschaft ihre Vermögens-
werte im Sinne des Zwecks der Mutterstiftung 
verwalten und verwenden?

Die Verwaltungsräte der Tochtergesellschaften haben bei 
der Verwaltung und Verwendung des Gesellschaftsver-
mögens ihre eigenen Organpflichten zu beachten. 91 Sie 
haben sich dabei am Gesellschaftszweck, am auf die Ge-
sellschaft anwendbaren Recht (Gesellschaftsstatut) und 
an den Vorgaben der Gesellschaftsstatuten zu orientie-
ren. Diese sind von den auf die Mutterstiftung anwend-
baren Regeln verschieden. Die Verwaltungsräte haben 
stets zum Wohl ihrer eigenen Gesellschaft zu handeln. 92

Die Verwaltungsräte sind weder berechtigt noch ver-
pflichtet, sich bei der Verwaltung und Verwendung des 
Gesellschaftsvermögens am Zweck einer Drittperson, 
etwa der Stiftung als Alleinaktionärin, auszurichten. Sie 
haben ihr gegenüber lediglich die Beteiligungsrechte zu 
beachten, so etwa das Recht auf Dividende. Für sie ist 
aber stets der Zweck der jeweiligen Tochtergesellschaft 
massgebend.

Aus diesen Gründen ist eine Revision auf Ebene der 
Tochtergesellschaften nicht geeignet, die zweckkon-
forme Verwendung oder Verwaltung des Vermögens der 
Stiftung zu beurteilen.

b)	Können Vermögenswerte der Stiftung in eine 
Tochtergesellschaft verschoben werden, um 
diese dort ausserhalb der Kontrolle der Revi
sionsstelle und/oder der Stiftungsaufsicht 
verwenden zu können?

Zunächst stellt sich die Frage, auf welche Art und Weise 
eine Stiftung Gelder in eine Tochtergesellschaft transfe-
rieren kann. Dies ist auf zwei Arten möglich: Durch eine 
Ausschüttung von Vermögen oder durch eine Kapitalaus-
stattung der Tochtergesellschaft. Im ersten Fall handelt 
es sich um eine Ausschüttung an einen Begünstigten, 
was voraussetzt, dass die Tochtergesellschaft Begüns-
tigte der Stiftung wäre; damit würde der Stiftungszweck 
freilich erfüllt. Im zweiten Fall handelt es sich um eine  
Massnahme zur Verwaltung des Stiftungsvermögens (Be-
teiligung). Im Rahmen der Vermögensverwaltung hat der 
Stiftungsrat ebenfalls den Stiftungszweck und insbeson-
dere die Grundsätze der Rentabilität und Substanzer-
haltung zu beachten. 93 Die Vermögensverwaltung ist in 
der Stiftung dokumentiert und durch die Revisionsstelle 

91	 Vgl. Art 182 ff. PGR.
92	 Business Judgement Rule; Art 182 Abs 2 PGR.
93	 S. vorne Ziff. 4 lit. b.

in dem der Abschlussprüfer (Revisionsstelle) zugelassen 
ist und das geprüfte Unternehmen seinen eingetrage-
nen Sitz hat. 82 Dieselben Regeln gelten im Verhältnis zur 
Schweiz. In der Frage, ob die Stiftung eine Konzernab-
schlusspflicht trifft, kommt demnach liechtensteinisches 
Recht zur Anwendung.

Im liechtensteinischen Recht ist eine mit § 18 ö-PSG 
vergleichbare Verweisung nicht enthalten. Im Gegenteil: 
Art 552 § 26 PGR enthält für das Rechnungswesen der 
Stiftung klare gesetzliche Anforderungen. 83 Stiftungen, 
die ein nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe be-
treiben, unterliegen den allgemeinen Rechnungslegungs-
vorschriften gemäss Art 1045 ff. PGR. 84 Bei allen anderen 
Stiftungen kommt eine geminderte Buchführungspflicht 
zur Anwendung, die in ihrer Intensität gerade nicht der 
Rechnungslegung nach Art 1045 ff. PGR entspricht. 85 Die 
Anforderungen an das Rechnungswesen richten sich 
hierbei nach Art und Umfang des Stiftungsvermögens. 86

Das blosse Verwalten oder Halten von Beteiligungen 
an einer Tochtergesellschaft stellt keine gewerbliche Tä-
tigkeit dar. 87 Die Stiftung ist somit nicht zur Buchführung 
nach den allgemeinen Rechnungslegungsvorschriften 
verpflichtet. Somit trifft sie keine Pflicht zur Aufstellung 
eines Konzernabschlusses. 88 Die Revisionsstelle hat somit 
auch keine Prüfung der Einzelabschlüsse der Tochterge-
sellschaften vorzunehmen.

Im Übrigen besteht gemäss Art 1097 Abs 1 PGR die 
Pflicht zur Erstellung eines konsolidierten Geschäfts-
berichts ohnehin nur für Unternehmen im Sinne von 
Art 1063 PGR. Demnach sind von der Pflicht zum Kon-
zernabschluss nur Gesellschaften in der Rechtsform der 
Aktiengesellschaft, Kommanditaktiengesellschaft und 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 89 sowie die Kol-
lektivgesellschaft und die Kommanditgesellschaft 90 be-
troffen. Die Rechtsform der Stiftung fällt ganz generell 
nicht darunter.

Die Stiftung hat somit lediglich ihren eigenen Einzel-
abschluss zu erstellen. (Nur) dieser ist von der Revisions-
stelle zu überprüfen.

f)	 Fazit
Die Intensität der Revision richtet sich nach den Um-
ständen des Einzelfalls und nach dem Sinn und Zweck 
der gesetzlichen Revisionspflicht. Im Rahmen der Be-
standsprüfung des Stiftungsvermögens ist das Rech-
nungswesen der Stiftung primär auf eine mögliche Insol-
venzgefahr hin zu überprüfen. Gibt es hierfür aufgrund 
angemessener Aufzeichnungen des Stiftungsrats keine 
Anhaltspunkte, hat es mit einer Plausibilitätsprüfung der 
vorhandenen Daten sein Bewenden. Bei der Bewertung 
von Beteiligungen genügt hierfür das Vorliegen einer 

82	 Art 34 der oben erwähnten Richtlinie (Fn 78).
83	 BuA Nr. 13/2008, S. 101.
84	 BuA Nr. 85/2008, S. 32.
85	 BuA Nr. 13/2008, S. 101 f.; Heiss in Schauer (Hrsg.), Kurzkom-

mentar zum liechtensteinischen Stiftungsrecht, Basel 2009, 
Art 552 § 26 PGR Rz 3.

86	 BuA Nr. 13/2008, S. 101 f.
87	 Art 107 Abs 3 PGR.
88	 Art 1097 ff. PGR.
89	 Art 1063 Abs 1 PGR.
90	 Art 1063 Abs 2 PGR.
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Gesellschaftsunterlagen der Tochtergesellschaften einer 
eigenen Revision zu unterziehen. Die Stiftung hat keine 
Pflicht zur Erstellung einer konsolidierten Jahresrech-
nung. Demnach ist die Revisionsstelle weder berechtigt 
noch verpflichtet, die Einzelabschlüsse der Tochtergesell-
schaften nachzuprüfen. Sie hat hierzu auf das stiftungs-
eigene Rechnungswesen mitsamt der für die Tochterge-
sellschaften vorliegenden Bilanzen eines ausländischen 
Wirtschaftsprüfers abzustellen.

überprüfbar. 94 Insofern bleibt der Stiftungsrat für die ord-
nungsgemässe Verwaltung des Stiftungsvermögens ver-
antwortlich.

Es wurde zudem bereits ausgeführt, dass aus der Per-
spektive der Stiftung – nur diese ist hier von Relevanz – 
eine «Verwendung» des Stiftungsvermögens entweder 
durch die Bestreitung der Verwaltungskosten der Stif-
tung oder durch Kapitalausschüttungen an Begünstigte 
erfolgt. 95

Auf der Ebene einer Tochtergesellschaft können die 
zur Verfügung stehenden Mittel auf zwei Arten verwen-
det werden: Entweder zur Bestreitung der ordentlichen 
Verwaltungskosten oder zur Ausschüttung an die Aktio-
näre mittels Dividende. Im ersten Fall handelt es sich um 
eine der Kontrolle der Revisionsstelle nicht unterliegende 
Geschäftsführungsmassnahme des Verwaltungsrats der 
jeweiligen Tochtergesellschaft. Im zweiten Fall fliessen 
die Dividenden in das zweckausgerichtete Vermögen 
der Stiftung, werden somit im Vermögensverzeichnis der 
Stiftung erfasst und unterliegen damit der Überprüfung 
durch die Revisionsstelle. 96

Auf der Ebene der Stiftung ist eine Mittelverwen-
dung ebenfalls nur in Form der Bestreitung von Ver-
waltungskosten oder von Ausschüttungen an Begüns-
tigte möglich. Den Ausschüttungen liegen Beschlüsse 
des Stiftungsrats zugrunde, die durch die Revisionsstelle 
überprüfbar sind. 97

Somit kann eine Stiftung zwar grundsätzlich Vermö-
genswerte in eine Tochtergesellschaft transferieren. Eine 
«Verwendung» ihres Vermögens findet aber stets auf der 
Ebene der Stiftung statt. Dort müssen alle wesentlichen 
Informationen über die Vermögensverwendung vorlie-
gen, die damit der Kontrolle der Revisionsstelle und/
oder der Stiftungsaufsicht unterliegen. Somit kann eine 
Tochtergesellschaft ihr Vermögen – abgesehen von der 
Bestreitung der ordentlichen Verwaltungskosten – nicht 
für stiftungsfremde Zwecke «verwenden».

4.	Zusammenfassung
Eine Revisionsgesellschaft der Stiftung ist weder be-
rechtigt noch verpflichtet, zur Beurteilung der zweck-
entsprechenden Verwendung des Stiftungsvermögens 
Revisionsberichte und/oder Gesellschaftsunterlagen der 
Tochtergesellschaften einer Revision zu unterziehen. 
Ausgaben bei den Tochtergesellschaften stellen keine 
Mittelverwendung der Stiftung dar. 

Eine Revisionsgesellschaft der Stiftung ist weder be-
rechtigt noch verpflichtet, zur Beurteilung der zweck-
konformen Verwaltung des Stiftungsvermögens Re-
visionsberichte und/oder Gesellschaftsunterlagen der 
Tochtergesellschaften einer eigenen Revision zu unter-
ziehen. Die Revisionsgesellschaft hat hier auf das stif-
tungseigene Rechnungswesen und die Stiftungsunterla-
gen abzustellen. 

Eine Revisionsgesellschaft der Stiftung ist weder be-
rechtigt noch verpflichtet, zur Beurteilung des Bestan-
des des Stiftungsvermögens Revisionsberichte und/oder 

94	 S. vorne Ziff. 4 lit. c.
95	 S. vorne Ziff. 3 lit. b.
96	 S. vorne Ziff. 3 lit. e.
97	 S. vorne Ziff. 3 lit. c.


